
 
Bekanntmachung der Gemeinde Herscheid 

 
 
                 über die 
 

Einziehung des Fußweges Gemarkung Herscheid Flur 12 Flurstücke 468 und 65 
gem. § 7 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen 
 

 
Der Rat der Gemeinde Herscheid hat in seiner Sitzung am 17.12.2018 die Einziehung eines 
Teilstückes des ehemaligen Kirchweges im Bereich „Spiekermanns Wiese“ Gemarkung 
Herscheid Flur 12 Flurstücke 468 und 65 gem. § 7 Abs. 1 in Verbindung mit § 3 Abs. 1 Nr. 3 
des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.09.1995 (GV.NW.S. 384/SGV.NW.91) verfügt. 
 
Die während der Auslegungszeit erhobenen Einwendungen wurden entsprechend 
berücksichtigt; der Weg ist nunmehr einzuziehen.  
 
Rechtsmittelbelehrung 
 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Klage erhoben 

werden. Die Klage ist beim Verwaltungsgericht Arnsberg, Jägerstraße 1, 59821 Arnsberg, 

schriftlich oder zu Protokoll des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu erheben. Die Klage 

kann auch durch Übertragung eines elektronischen Dokumentes an die elektronische 

Poststelle des Gerichtes erhoben werden. Das elektronische Dokument muss mit einer 

qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder von 

der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg gem. § 55a 

Abs. 4 VwGO eingereicht werden. Es muss für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet 

sein.  Die technischen Rahmenbedingungen für die Übermittlung und Eignung zur 

Bearbeitung durch das Gericht bestimmen sich nach näherer Maßgabe der Elektronischer -

Rechtsverkehr-Verordnung vom 24. November 2017 (BGBl. I S. 3803) in der jeweils 

geltenden Fassung.  

 

Wird die Klage durch eine Rechtsanwältin oder einen Rechtsanwalt, eine Behörde oder eine 

juristische Person des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihr zur Erfüllung ihrer 

öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse erhoben, muss sie nach § 55d Satz 1 

VwGO als elektronisches Dokument übermittelt werden. 

 

Dies gilt nach § 55d Satz 2 VwGO auch für andere nach der VwGO vertretungsberechtigte 

Personen, denen ein sicherer Übermittlungsweg nach § 55a Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 

VwGO zur Verfügung steht.  

 

Ist eine Übermittlung als elektronisches Dokument aus technischen Gründen vorübergehend 

nicht möglich, bleibt auch bei diesem Personenkreis nach § 55d Satz 1 und 2 VwGO die 

Klageerhebung mittels Schriftform oder zu Protokoll des Urkundsbeamten der 

Geschäftsstelle zulässig. Die vorübergehende Unmöglichkeit ist bei der Ersatzeinreichung 

oder unverzüglich danach glaubhaft zu machen; auf Anforderung ist ein elektronisches 

Dokument nachzureichen.  

 

Weitere Informationen erhalten Sie auf der Internetseite www.justiz.de. 

 

http://www.justiz.de/


Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens 

bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden 

Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, die angefochtene Verfügung soll in Urschrift 

oder in Abschrift beigefügt werden. 

 

Falls die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen Bevollmächtigten versäumt werden 

sollte, würde dessen Verschulden Ihnen zugerechnet werden. 

 

 
Herscheid, 4.10.2022 
 
 
   Der Bürgermeister 
S c h m a l e n b a c h      
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

              
      


